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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Äussere Sicherheit

Wie vom Ständerat im Rahmen der Rückweisung gefordert, wiederholte die SiK-SR im
Februar 2020 die Detailberatung der Vorlage zur Verstärkung des strafrechtlichen
Instrumentariums gegen Terrorismus und organisierte Kriminalität (Genehmigung und
Umsetzung des Übereinkommens des Europarats zur Verhütung des Terrorismus mit
dem dazugehörigen Zusatzprotokoll) unter Einbezug eines Mitberichts der RK-SR. Im
Zuge dessen beschloss sie, an allen ihren ursprünglichen Anträgen festzuhalten, wobei
die Anträge der RK-SR zum Teil von Minderheiten der SiK-SR vertreten wurden.
Der Ständerat beugte sich somit in der Frühjahrssession 2020 als Erstrat über den
Entwurf. Die Debatte beschränkte sich auf fünf neuralgische Punkte: Erstens stand die
Frage im Raum, ob beim Strafmass zwischen der Beteiligung an einer kriminellen und
der Beteiligung an einer terroristischen Organisation unterschieden werden soll, wie es
im Entwurf des Bundesrates mit Höchststrafen von fünf bzw. zehn Jahren vorgesehen
war, oder ob die Beteiligung an beiden Arten von Organisationen einheitlich mit
Freiheitsstrafe bis zu zehn Jahren geahndet werden soll, wie es die Mehrheit der SiK-SR
beantragte. Die Ratsmehrheit war der Ansicht, dass zwischen «gewöhnlichen»
kriminellen und terroristischen Organisationen kein grundsätzlicher Unterschied in der
Gefährlichkeit für die Gesellschaft bestehe und unterstützte den Antrag der
Kommissionsmehrheit.
Zweitens entschied die Kantonskammer, dass die Unterstützung einer solchen
Organisation in ihrer Tätigkeit generell, und nicht nur spezifisch «in ihrer
verbrecherischen Tätigkeit», strafbar sein soll. Sie folgte damit ihrer
Kommissionsmehrheit und dem Bundesrat und lehnte den entsprechenden
Minderheitsantrag Sommaruga (sp, GE), der beim geltenden Recht bleiben wollte und
auch von der Mehrheit der RK-SR unterstützt worden war, ab. Der Genfer Ständerat
hatte sich besorgt gezeigt, dass humanitäre Organisationen der Unterstützung einer
terroristischen Organisation beschuldigt werden könnten, wenn sie humanitäre Hilfe
leisteten, die vielleicht indirekt auch einer terroristischen Organisation zugutekomme.
Bundesrätin Karin Keller-Sutter hatte jedoch versichert, die neutrale und unabhängige
Hilfe an die Opfer von Konflikten bleibe straflos, denn der Vorsatz zur Unterstützung
der Organisation – in Form von Wissen und Willen – müsse zur Erfüllung des
Tatbestands gegeben sein.
Drittens bestätigte die Ständekammer den neuen Tatbestand des Anwerbens,
Ausbildens und Reisens im Hinblick auf eine terroristische Straftat und lehnte eine
Minderheit Zopfi (gp, GL) ab, für die die neue Bestimmung zu nah am
Gesinnungsstrafrecht lag. Die Justizministerin hatte dieses Argument nicht gelten
lassen, da nur das Anwerben, nicht aber das Sich-anwerben-lassen unter Strafe gestellt
werde, und damit eine breite Ratsmehrheit überzeugt.
Viertens erörterte die kleine Kammer die Möglichkeit zur vorzeitigen Übermittlung von
Informationen und Beweismitteln an ausländische Behörden zur Ermittlung in einem
Terrorismusverfahren, die der Bundesrat neu im Rechtshilfegesetz vorgesehen hatte.
Ständerat Beat Rieder (cvp, VS) verlieh mit seinem Einzelantrag den Einwänden des
Anwaltsverbands Ausdruck, diese neue Regelung gleiche einem «Dammbruch» beim
Rechtsschutz im Rechtshilfeverfahren, weil die Übermittlung von Informationen so
nicht mehr oder erst viel später richterlich überprüft werden könne und somit faktisch
alleine die Staatsanwälte über die Gewährung von Rechtshilfe entscheiden könnten. Um
den Rechtsschutz besser zu garantieren, beantragte er, die vorzeitige Übermittlung nur
zur Abwehr von schweren, unmittelbaren Gefahren für Leib und Leben – da sei, so
räumte er ein, «schnelles Handeln angesagt» – und nicht zur Abwehr jeglicher
auslieferungsfähiger Straftaten zu erlauben. Mit 26 zu 17 Stimmen folgte die
Ständekammer diesem Antrag Rieder; Bundesrätin Keller-Sutter hatte vergeblich
argumentiert, dass nicht alle Terrorakte eine direkte Gefahr für Leib und Leben
darstellten, so etwa Cyberattacken oder Angriffe auf die Infrastruktur, aber dennoch
enormen Schaden verursachen könnten.
Fünftens bestätigte die Ständeratsmehrheit den neuen Abschnitt über internationale
gemeinsame Ermittlungsgruppen im Rechtshilfegesetz und lehnte einen Einzelantrag
Hefti (fdp, GL) auf Streichung der entsprechenden Bestimmungen ab, nachdem die
EJPD-Vorsteherin erklärt hatte, es handle sich hierbei um die Niederschrift der bereits
gängigen Praxis.
In der Gesamtabstimmung nahm die kleine Kammer die gegenüber dem

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 09.03.2020
KARIN FRICK
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Bundesratsentwurf in zwei Punkten veränderte Vorlage einstimmig (bei acht
Enthaltungen) an. Stillschweigend stimmte sie auch der Abschreibung der beiden
Motionen 14.4187 zur Ratifizierung des Europaratseinkommens zur Verhütung von
Terrorismus und 15.3008 für wirksamere Strafbestimmungen zur Verfolgung der
organisierten Kriminalität zu. 1

Aussenpolitik

Beziehungen zu internationalen Organisationen

Ständerat Josef Dittli (fdp, UR) forderte den Bundesrat im Juni 2022 in einem Postulat
dazu auf, die Auswirkungen eines Beitritts der Schweiz zum Kernwaffenverbotsvertrag
auf die Aussen- und Sicherheitspolitik der Schweiz zu prüfen. Er interessierte sich
insbesondere dafür, wie sich der Konflikt in der Ukraine auf die Ausgangslage eines
Beitritts der Schweiz zum Kernwaffenverbotsvertrag ausgewirkt hatte. Darüber hinaus
solle aufgeführt werden, welche Konsequenzen der Beitritt für die
Sicherheitsarchitektur Europas und der Schweiz sowie für die Beziehungen der Schweiz
zur NATO haben könnte. Basierend darauf solle der Bundesrat eine Auslegeordnung des
weiteren Vorgehens präsentieren, forderte der Postulant. Der Bundesrat habe eine
solche für die Zeit nach der Überprüfungskonferenz des Nichtverbreitungsvertrags von
Kernwaffen im August 2022 in New York versprochen. Der Krieg in der Ukraine habe
aber neue Voraussetzungen geschaffen, die eine «ganzheitliche und
zukunftsorientierte Betrachtung» einer möglichen Vertragsratifizierung nötig machten.
Dittli wünschte sich in diesem Rahmen auch eine Stellungnahme des Bundesrats zur
Motion Sommaruga (sp, GE; Mo. 17.4241), mit der dieser die Ratifizierung des
Atomwaffenverbotsvertrags gefordert hatte und die von beiden Räten 2018
angenommen worden war. Der Bundesrat beantragte die Annahme des Postulats.

In der Ständeratsdebatte während der Herbstsession 2022 setzte sich Carlo
Sommaruga für die Ablehnung des Postulats ein. Er bezeichnete Dittlis Vorstoss als
«parfaitement inutile», da der Bundesrat mehrfach bestätigt habe – zuletzt bei der
Beratung des Postulats der SiK-NR (Po. 21.3960) im Herbst 2021 –, dass ein
Evaluierungsbericht zum Vertrag vorgelegt werde. Er kritisierte zudem den Bundesrat
dafür, dass sich dieser trotz der Annahme seiner Motion von 2017 noch immer vor der
Unterzeichnung und Ratifikation des Vertrags ziere. Schliesslich habe die
Unterzeichnung des Kernwaffenverbotsvertrags bei anderen neutralen europäischen
Staaten wie Österreich und Irland keine negativen Auswirkungen auf die
Zusammenarbeit mit der NATO gehabt. Für eine objektive Analyse des Vertrags und von
dessen effektiven Konsequenzen im Fall der Schweiz sei aber die Einsetzung einer
Expertengruppe nötig. Auch Charles Juillard (mitte, JU) empfand die lange Verzögerung
vonseiten des Bundesrats als befremdlich, schliesslich sei der Vertrag 2017 unter
anderem auf Anregung der Schweiz ausgearbeitet worden. Ein zusätzlicher Bericht habe
daher keinen Mehrwert für die Entscheidungsfindung. Trotz ihrer Kritik verzichteten
Sommaruga und Juillard aber darauf, das Postulat zu bekämpfen.
Bundesrat Cassis erklärte dem versammelten Ständerat, dass der Vertrag nicht nur von
Kernwaffenbesitzenden, sondern auch von ihren Verbündeten abgelehnt werde. Die
Schweiz werde aufgrund der besagten Motion Sommaruga die Frage eines Beitritts zum
Vertrag erneut prüfen, zuvor habe man jedoch die Überprüfungskonferenz des
Nuklearen Nichtverbreitungsvertrags abwarten wollen. Er beantragte die Annahme des
Postulats, dessen Anliegen durch eine bereits eingesetzte interdepartementale
Arbeitsgruppe aufgenommen werden könnte. Der Ständerat nahm das Postulat in der
Folge stillschweigend an. 2

POSTULAT
DATUM: 16.06.2022
AMANDO AMMANN

Anfang Oktober 2022 reiste Bundespräsident Cassis an das erste Treffen der
«Europäischen Politischen Gemeinschaft» in Prag. Diese neuartige Konferenz wurde
gemäss EDA dazu geschaffen, Verbindungen zwischen Staaten innerhalb und ausserhalb
Europas zu schaffen und den politischen Dialog sowie die Zusammenarbeit in Europa zu
fördern. Bundespräsident Cassis sah in diesem Format eine «willkommene Möglichkeit
für einen direkten und informellen Austausch mit anderen europäischen Ländern».
Initiiert wurde der Anlass bereits im Frühjahr 2022 vom französischen Präsidenten
Emmanuel Macron, in der Folge nahmen der Europäische Rat und die tschechische EU-
Ratspräsidentschaft die Idee auf und organisierten das Treffen in Prag. Hauptthemen
des informellen Austauschs waren die Sicherheit und Stabilität, Energie, Klima sowie die
wirtschaftliche Situation in Europa. Insgesamt nahmen 44 Staatsoberhäupter am

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 10.10.2022
AMANDO AMMANN
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Treffen teil, nebst den EU-Mitgliedsländern waren 17 weitere Länder vertreten. Ausser
Russland und Belarus waren fast alle Länder eingeladen, die zum weit gefassten
europäischen Raum zählen, darunter auch Aserbaidschan und Armenien. Die Aargauer
Zeitung bezeichnete den Anlass daher etwas pauschal als «Anti-Putin-Gipfel», der
zeige, wie isoliert der russische Präsident in Europa sei. In Zukunft sollen laut EDA ein
bis zwei solcher Treffen pro Jahr stattfinden, alternierend in EU- und Nicht-EU-
Staaten. Ignazio Cassis nutzte die Gelegenheit, um sich am Rande der Veranstaltung
bilateral mit den Regierungschefs von Frankreich, Belgien, Spanien, Italien und Portugal
zu treffen. Gemeinsam mit dem griechischen Premierminister Kyriakos Mitsotakis
leitete Cassis zudem einen runden Tisch zum Thema «Energie, Klima und Wirtschaft». 
Im Vorfeld des Treffens hatten sich verschiedene Parlamentarierinnen und
Parlamentarier zur Schweizer Teilnahme geäussert. Damian Müller (fdp, LU) bezeichnete
das Treffen gegenüber Le Temps als Chance für die Schweiz, um sich mit europäischen
Partnern zu vernetzen und Verständnis für die Position der Schweiz im Hinblick auf die
anstehenden Verhandlungen mit der EU zu schaffen. Auch Mitte-Parteipräsident
Gerhard Pfister (mitte, ZG) begrüsste den Austausch zur Stärkung der
innereuropäischen Sicherheitskoordinierung. Carlo Sommaruga (sp, GE) warnte
hingegen davor, die europäische Zukunft der Schweiz in der politischen Gemeinschaft
zu sehen. Wichtig für die Schweiz sei eine starke Partnerschaft mit der EU selber, da
diese die Wirtschaft und Bevölkerung des Landes stark beeinflusse, mahnte der SP-
Ständerat. 
Wenige Tage nach dem Treffen besuchte Bundespräsident Cassis den Europarat in
Strassburg, wo er der parlamentarischen Versammlung des Europarates die Ziele und
Visionen der Schweiz für die Zukunft der Organisation vorstellte. Der Besuch von Cassis
war der erste eines Bundespräsidenten respektive einer Bundespräsidentin nach Flavio
Cotti 1991. Im Rahmen verschiedener bilateraler Treffen mit Vertreterinnen und
Vertretern des Europarats betonte der Bundespräsident die Bedeutung der Arbeit der
parlamentarischen Versammlung des Europarats. 3

Die Intensivierung der Zusammenarbeit mit der NATO stand im Zentrum eines von
Josef Dittli (fdp, UR) im März 2023 eingereichten Postulats. Dittli forderte die Regierung
auf darzulegen, wie eine vertiefte, institutionalisierte Zusammenarbeit mit der NATO –
unter Wahrung des Neutralitätsrechts – aussehen könnte. Der Bericht solle auch auf
mögliche Forderungen und Erwartungen seitens der NATO an die Schweiz eingehen
sowie allfällige notwendige Gesetzesanpassungen aufzeigen. Einen Beitritt zur NATO
wollte Dittli hingegen explizit nicht anstreben. Der Urner Ständerat untermauerte sein
Anliegen unter anderem mit dem Zusatzbericht zum Sicherheitspolitischen Bericht
2021, der die Forderung nach einer Vertiefung der bestehenden Kooperation mit der
NATO bestätigt habe. Der Bundesrat beantragte die Annahme des Postulats.
Der Ständerat behandelte das Geschäft in der Sommersession 2023. Nachdem Dittli
seine Forderungen wiederholt hatte, äusserte sich Carlo Sommaruga (sp, GE) kritisch
zum Geschäft. Er habe zwar keinen Antrag auf Ablehnung gestellt, befürchte jedoch,
dass das Postulat die Neutralität gefährde. Wenn der Bericht aber ohnehin erstellt
werde, dann solle der Bundesrat darin auch auf die Gemeinsame Sicherheits- und
Verteidigungspolitik der EU eingehen. Verteidigungsministerin Amherd verwies auf die
im Zusatzbericht zum Sicherheitspolitischen Bericht 2021 skizzierten Möglichkeiten der
Intensivierung der internationalen Zusammenarbeit im Sicherheitsbereich. Eine
verstärkte Kooperation mit der NATO komme aber nicht einer Aufgabe der Neutralität
gleich, beschwichtigte Amherd. Die Schweiz werde mit dieser Zusammenarbeit keine
Verpflichtung für eine kollektive Verteidigung eingehen. Anschliessend nahm der
Ständerat das Postulat stillschweigend an. 4

POSTULAT
DATUM: 12.06.2023
BERNADETTE FLÜCKIGER
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